
DONNERSTAG, 26. JANUAR 2006 29STADT & REGION BERN

ANZEIGEN

Glaube, Visionen
und Familie

Roland Stucki (evp) präsidiert Zollikofens Parlament

«Ich stehe unverkrampft zu mei-
nem Glauben», sagt Roland Stucki.
Der 50-jährige EVPler wurde ges-
tern einstimmig zum Präsidenten
des Zollikofner Parlaments für das
Jahr 2006 gewählt. Die Wahl sei
eine Ehre für ihn und die Evangeli-
sche Volkspartei, meint Stucki. Um
als Vertreter einer kleinen Partei in
dieses Amt zu kommen, müsse
man bei den grossen Parteien ak-
zeptiert sein. «Sie hätten ja auch
die Möglichkeit gehabt, mich nicht
zu wählen.»

Glaube hilft in der Politik

Das E im Parteiname EVP
spielt in Stuckis Leben eine wich-
tige Rolle. «Im Herzen wusste ich
immer, es gibt Gott, es gibt einen
Vater im Himmel, der die Leute
lieb hat», sagt er. Aus dem christ-
lichen Glauben könne man in
schwierigen Zeiten Hoffnung
schöpfen, er sei «eine Bedie-
nungsanleitung fürs Leben». Die
Bibel gebe einem «gute Ratschlä-
ge», Jesus habe beispielsweise ge-
sagt: «Alles, was die Menschen
euch tun sollen, das tue ihnen
auch.» Dies gelte auch für die Po-
litik: Selbst wenn ihn jemand mit
Ablehnung strafe, versuche er
freundlich zu bleiben. Das christ-
liche Gedankengut helfe ihm,
sich mit dem politischen Gegner
zu arrangieren. «Denn nur mit
denen auszukommen, die einem
gerne haben, ist einfach.» Er wer-
de als Ratspräsident alle gleich
behandeln, «ich habe gegen nie-
manden etwas». 

Die Familie und der Brandschutz

Stucki, verheirateter Vater von
drei Kindern, ist viel mehr als nur
Politiker: Er ist auch Fami-
lienmensch. «Die Familie ist mir
wichtig, und es ist generell wich-
tig, dass zur Institution Familie
Sorge getragen wird.» Die EVP
mache sich in diesem Bereich
stark und propagiere die Ehe.
«Heute haben sich viele Paare
nur solange lieb, bis die Proble-

me beginnen.» Die Ehe sei aber
nun mal «keine Sprintdisziplin,
sondern ein Marathon».

Beruflich ist Stucki Fachstellen-
leiter bei der Securiton AG und dort
verantwortlich für Spezial-Brand-
meldesysteme. Ob Zentrum Paul
Klee oder Stade de Suisse – bei
zahlreichen Grossprojekten war er
schon beratend tätig. «Im Baregg-
Tunnel haben wir vor der Eröff-
nung einen Unfall mit Brandfolge
simuliert.» Schliesslich wolle der
Kunde wissen, ob das eingesetzte
Produkt hält, was es verspricht.

Die Vision von der Flanierzone

Beruflich bedingt sei er viel un-
terwegs, «aber ich komme immer
gerne nach Zollikofen zurück»,
sagt der passionierte Fussballspie-
ler Stucki. «Zolli», wie er seinem
Wohnort sagt, sei ihm ans Herzen
gewachsen. «Der Ort hat viel zu
bieten.» Gibt es Dinge, die ihn
stören? «Der Verkehr auf der Bern-
strasse ist sicher ein grosses Ärger-
nis», sagt er. Doch die kürzlich vor-
geschlagene Entlastungsstrasse
Richtung Autobahnanschluss
Grauholz sei ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Er könne sich sogar
einen Tunnel unter der Bernstrasse
vorstellen. «Stellen sie sich vor: Die
Bernstrasse wird zum Wohnpara-
dies und zur Flanierzone.» Dieser
Gedanke sei natürlich visionär,
«aber Visionen darf man haben».
Eine andere sei der von der EVP seit
langem propagierte zentrale Be-
gegnungsort. Zollikofen sei be-
dingt durch die Bernstrasse «ein
Schlauch», und es wäre «schön,
wenn man in Zollikofen zusam-
menkommen könnte, ohne in eine
Beiz gehen zu müssen». (cbn)

Ein Zollikofner
mit Herz:
Roland Stucki.
ZVG

Die Parlamente bellen . . .
. . . doch vielerorts zieht die Agglomerationsstrategie einfach weiter

Im letzten Oktober trafen sich
Vertreter von sieben Parlamen-
ten, um ihre Position zur
Agglomerationsstrategie zu
bestimmen: Seither ist die
Rolle der Parlamente überall
ein Thema geworden, doch
nur in Muri und Köniz haben
Volksvertreter etwas erreicht.

R A I N E R  S C H N E U W LY

Den Gemeindeparlamenten und
den Gemeindeversammlungen im
ganzen Kanton Bern steht eine
Teilentmachtung bevor. Stimmt
das Volk nächstes Jahr mehreren
Gesetzesänderungen zu, bestim-
men ab 2008 Gemeindepräsiden-
tinnen und Gemeindepräsidenten
an so genannten Regionalkonfe-
renzen über bestimmte Themen.
Im Grossraum Bern wären das Fra-
gen des Verkehrs, der Raumpla-
nung, der Wirtschaftsförderung
und der Kultur.

Diese Perspektive hat nun, wie
eine kleine Umfrage zeigt, in sechs
Parlamenten der Region Bern zu
Interventionen geführt. Dort, wo
erste Resultate vorliegen, zeigt
sich, dass die Volksvertreter unter-
schiedlich erfolgreich waren. Hier
die Übersicht: 
• Die Agglomerationskommis-
sion des Berner Stadtrats wird
in dessen Auftrag eine eigene Ant-
wort in der Vernehmlassung abge-
ben, die derzeit der Kanton zur Ag-
glomerationsstrategie durchführt
(vergleiche Kasten). Es ist offenbar
das einzige Parlament in der Regi-
on Bern, das sich äussert. In der Ag-
glomerationsstrategie sind die Re-
gionalkonferenzen vermerkt. Laut
Sekretär Denis Forter sind im Ent-
wurf Vorschläge für eine bessere
Mitsprache der Parlamente ent-
halten. Die Kommission entschei-
det aber erst am 2. Februar. Ausser-
dem plant die Kommission einen
zweiten Workshop zur Zusam-
menarbeit in der Region. Am ers-
ten Workshop im letzten Oktober
trafen sich rund 30 Vertreter von
sieben Parlamenten, um über die
Mitsprachemöglichkeiten der
Volksvertreter zu sprechen.
• Die Parlamentariergruppe
aus Muri, die an dieser Tagung
teilnahm, hat sich letzte Woche mit
Gemeindepräsident Hans-Rudolf
Saxer getroffen. Das Resultat die-
ses Gesprächs: Der Muriger Ge-
meinderat schreibt in seiner Ver-
nehmlassungsantwort, es sei zu
prüfen, ob auch die Parlamente

dem Gemeindepräsidenten – etwa
mittels einer Motion – verbindliche
Vorgaben machen könnten. Zur-
zeit ist vorgesehen, dass nur die Ge-
meinderäte den Präsidenten mit
einem Mandat binden können.
• Aufgrund einer dringlichen Inter-
pellation der Tagungsteilnehmer
hat der Könizer Gemeinderat
dem Parlament versprochen, «das
Parlament in den Prozess einzu-
binden». Konkret heisst das laut
Gemeindepräsident Luc Mentha,
dass die Exekutive dem Parlament
einen Bericht über die Agglomera-
tionsstrategie vorlegt, zu dem das
Parlament zustimmend, teilweise
zustimmend oder ablehnend Stel-
lung nehmen kann. Konsequenz
einer ablehnenden Stellungnah-
me wäre, so Mentha, dass der Ge-
meinderat seine Position überden-
ken würde.
• Der Gemeinderat von Oster-
mundigen hat vorgestern seine

Vernehmlassungsantwort verab-
schiedet und beschlossen, nach
kurzer Diskussion über diesen
Punkt auf den Einbezug des Parla-
ments zu verzichten. «Das wäre
nicht praktikabel», sagt Gemein-
depräsident Christian Zahler. Weil
der Rat dokumentiert werden
müsste, ergäben sich Verzögerun-
gen – «dabei soll ja die Regional-
konferenz zügig zu Entscheiden
kommen». Auch in Ostermundi-
gen hatten Tagungsteilnehmer
eine überparteiliche Interpellation
eingereicht. Darin ist an sich keine
Forderung nach Mitsprache ent-
halten, Initiant Walter Bruderer al-
lerdings findet, der Gemeindeprä-
sident müsse an den Regionalkon-
ferenzen die Volks- respektive Par-
lamentsmeinung vertreten.
• Der Zollikofer Gemeinderat
bat laut Gemeindeschreiber Ro-
land Gatschet die vier Parlaments-
fraktionen um eine Stellungnah-
me und hat diese seiner Vernehm-
lassungsantwort beigefügt. Laut
Gatschet forderte die FDP, dass
auch das Parlament dem Gemein-
depräsidenten Weisungen erteilen
kann. Die Zollikofer Exekutive
lehnt das aber ab. Zu gegebener
Zeit soll allerdings geprüft werden,
ob Geschäfte, die von der Regio-
nalkonferenz behandelt werden,
dem Volk oder dem Parlament vor-
zulegen sind. Dies nach einer Än-
derung der Gemeindeverfassung.
• Auch der Gemeinderat von
Worb muss eine parteiübergrei-
fende Interpellation beantworten.
Auch darin fragen der Initiant,
Hanspeter Stoll, und Kollegen, ob

nicht auch das Parlament manda-
tieren könne. Die Antwort steht
aus.

Mandat: Schon im Herbst Thema

Vertretungen aus diesen sechs
Gemeinden sowie solche aus
Münchenbuchsee nahmen im Ok-
tober an der Tagung der Agglome-
rationskommission (AKO) des Ber-
ner Stadtrats teil. Es war das erste
offizielle Treffen von Parlaments-
mitgliedern aus der Region Bern.
Ob es sinnvoll ist, dass auch ein
Grosser Gemeinderat dem Ge-
meindevertreter in der Regional-
konferenz ein Mandat geben kann,
wurde bereits damals diskutiert.
AKO-Präsident Res Zysset zeigte
sich skeptisch – ein Mandat
schränke die Handlungsfreiheit
der Präsidenten ein.

Und wie sieht es in einer grösse-
ren Regionsgemeinde aus, die kein
Parlament besitzt? Auch der
Wohlener Gemeinderat hat
kürzlich seine Vernehmlassungs-
antwort formuliert. Ob etwa in Sa-
chen Verkehr das Volk an der Ge-
meindeversammlung konsultiert
werden solle, habe die Exekutive
gar nicht besprochen, sagt Ge-
meindeschreiber Thomas Peter.
«Man will ja die Strukturen straf-
fen. Meiner Meinung nach hätte
man auf diese Weise wieder die
problematischen Entscheidungs-
prozesse der Regionalen Kultur-
konferenz.» Bereits mehrfach kam
es ja zu einer Zitterpartie, bis fest-
stand, dass alle RKK-Gemeinden
der vorgesehenen Geldverteilung
zustimmen.

KURZ

Kritische Stellungnahme
aus dem Gantrischgebiet
AGGLO-KONFERENZ Die Gemein-
den des Regionsverbands Schwarz-
wasser stehen der geplanten
Agglomerationskonferenz mit gros-
ser Skepsis gegenüber. In ihrer
Vernehmlassungsantwort schreiben
neun Gemeinden aus den Ämtern
Seftigen, Schwarzenburg und Bern,

die Einführung einer neuen Staats-
ebene sei unnötig. Auch wurden an
der Vorstandssitzung am Dienstag
Ängste laut, die städtisch geprägten
Gemeinden würden künftig den
eher ländlichen Ortschaften Auf-
lagen bezüglich der Siedlungs-
entwicklung machen. Als einzige
Gemeinde aus dem Gebiet sagt
Wahlern Ja zum Vorhaben. (rr)

Auch bei den Abstimmungen der Regionalen Kulturkonferenz (hier in Ostermundigen zum Klee-
Zentrum) haben Gemeindedelegierte das Sagen. ARCHIVBILD ADRIAN MOSER

AGGLOMERATIONSSTRATEGIE

Die Vernehmlassung zu den mit
der Agglomerationsstrategie ver-
bundenen Gesetzesänderungen
dauert noch bis zum 13. Februar.
Die Umfrage hat auch gezeigt, dass
die Gemeinderäte von Köniz, Muri,
Ostermundigen und Zollikofen
grundsätzlich zustimmen.
Grundidee der Strategie ist es, die
Agglomerationen als Wachstums-
motoren zu stärken und die regio-
nale Zusammenarbeit zu fördern. 
Die Regionalkonferenz der
Agglomeration Bern soll 104
Gemeindepräsidenten vereinen. (ry)


